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Hinweis: Thematisch eignen sich hier ebenfalls die beiden Artikel „Wem helfen weniger Regeln bei Gentech-
nik?” (Kleine Zeitung, 5. Dezember 2025) sowie „Gentechnik-Regeln gelockert”
(Vorarlberger Nachrichten, 5. Dezember 2025).
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Die Lockerung bei der neuen Gentechnik ist überfällig – ein faktenbasierter Diskurs ebenso
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rade in Österreich ist das eine große Auf-
gabe, wo die Wissenschaftsskepsis be-
kanntlich besonders verbreitet ist und 
die Ablehnung von Gentechnik fast alle 
politische Parteien durchzieht. Eine brei-
te Debatte über Chancen und Risiken 
von Gentechnik ist umso wichtiger. 

Wenn es um die Sicherheit von Ge-
sundheit und Umwelt geht, ist jede Sor-
ge legitim. Es ist daher entscheidend, 
Falschinformationen entschlossen ent-
gegenzugetreten. Politiker und Politike-
rinnen sollten dabei eine Vorbildfunk-
tion haben und ihre Positionen im Lich-
te neuer Evidenz überdenken.

Erste Reaktionen aus der heimischen 
Politik lassen befürchten, dass eine sach-
liche Debatte wieder einmal emotionaler 
Stimmungsmache zum Opfer fallen
dürfte. Was dabei gerne unerwähnt 
bleibt: Pflanzen radioaktiv zu bestrahlen 
oder chemisch zu behandeln, um zufäl-
lig genetische Mutationen auszulösen, 
fällt nicht unter Gentechnik. Die Ergeb-
nisse liegen seit Jahrzehnten in österrei-
chischen Supermärkten. Dagegen gibt es
keine Proteste – zu Recht. Warum aber 
sollten wir uns vor Tomaten fürchten, 
bei denen dieselbe Mutation mit chirur-
gischer Präzision herbeigeführt wurde? 

A
tome und Gene haben in Öster-
reich keinen leichten Stand. Die
Bausteine der Materie und des 

Erbguts müssen allzu oft als Synonyme 
dafür herhalten, wie Innovationen der 
Wissenschaft zu Unheil führen.

Die Ablehnung sämtlicher Technolo-
gien, die Atom- oder Gen- in ihren Be-
zeichnungen enthalten, ist teilweise 
nachvollziehbar – etwa wenn es um 
Atomkraftwerke in Erdbebenregionen
geht. Oft aber ist sie unverhältnismäßig 
und entbehrt jeder faktischen Grund -
lage. Die bisherige strenge Regulierung 
von Pflanzen, die mit neuen Verfahren 
der Gentechnik gezüchtet wurden, war
ein Paradebeispiel für Gesetzgebung, die
evidenzbasierte Empfehlungen igno-
riert. Dass sich EU-Verhandler nun auf
Lockerungen geeignet haben, war ein 
längst überfälliger Schritt. 

Worum geht es? Pflanzen, die mit
neuen Verfahren der Gentechnik gezüch-
tet werden, fallen EU-weit unter eine völ-
lig veraltete Gentechnik-Gesetzgebung.
Seit Jahren steht wissenschaftlich außer
Frage, dass die neue Gentechnik kein 
 Sicherheitsrisiko gegenüber herkömmli-
chen Züchtungsverfahren darstellt.

A
uch sind Pflanzen, die mit neuer
Gentechnik gezüchtet werden, 
nicht von herkömmlich kultivier-

ten Pflanzen unterscheidbar. Dennoch
fallen sie bisher unter dieselben restrik-
tiven Richtlinien wie transgene Organis-
men, in die artfremdes Erbgut ein -
geschleust wurde. Die Gesetzgebung an 
den aktuellen Wissensstand anzupas-
sen, wie es in Brüssel nun ausverhandelt 
wurde, ist der richtige Weg.

Der potenzielle Nutzen ist groß: Mit-
hilfe der Genschere lassen sich Pflanzen
besser und schneller an Klimastress an-
passen oder resistenter gegen Krank -
heiten machen, wodurch Pestizide redu-
ziert werden könnten. Darauf zu ver-
zichten, wäre in Zeiten des Klima -
wandels unverantwortlich. Forschende
können damit auch gezielt Allergene 
verringern oder den Nährstoffgehalt ver-
bessern. Erst die Liberalisierung erlaubt 
es überhaupt, solche Pflanzen in Europa 
im Feldversuch anzubauen. Andere Län-
der haben hier einen großen Vorsprung.

Im nächsten Schritt wird es aber
wichtig sein, auch in der Bevölkerung 
für Verständnis zu werben und einen 
faktenbasierten Diskurs zu fördern. Ge-

Tanja Traxler
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I
m Dezember plagen 
uns Insekten selten – 
wenn etwa die Frucht-

fliegenplage in der Küche 
nicht rechtzeitig beseitigt 
wird oder sich Bettwanzen 
in französischen Filmins-
tituten tummeln. Dank 
engagierter Gruppen blei-
ben die Sechsbeiner auch
im Positiven präsent: Vor 
dem Jahreswechsel wird
ein neues „Insekt des Jah-
res“ gekürt. Für 2026 geht
diese Ehre in Österreich, 
Deutschland und der
Schweiz aneine Heuschre-
cke: Decticus verrucivo-
rus, vulgo Warzenbeißer. 

Er soll ein „sehr bösarti-
ges“ Tier sein, schrieb im
18. Jahrhundert der deut-
sche Naturforscher August 
Johann Rösel von Rosen-
hof in seiner Insecten -
Belustigung. Wer die grün-
braunen, bis zu vierZentimeter langenIn-
sekten einfangen will, kann bis aufs Blut 
gebissen werden. Rösel spricht wohl aus 
eigener Erfahrung, wenn er festhält, dass
sich der Warzenbeißer mit dem kräftigen
Biss sogar an Hüten festhalten kann.

Dass nicht nur Zoologen das Tier ein-
fangen wollten, deutet der Name an:
Man hoffte früher auf besondere Heil-
kräfte des Insekts. Seine ätzende braune 
Verdauungsflüssigkeit machte angeblich
Warzen den Garaus; dafür nahmen man-
che wohl die Schmerzen in Kauf. 

An dieser Stelle würden wir darauf
hinweisen, dass das Nachahmen auf 

eigene Gefahr erfolgt – 
wenn man den Warzen-
beißer nicht ohnehin in 
Ruhe lassen sollte. Er wird
auf der Roten Liste für Ös-
terreich als „nahezu ge-
fährdet“ eingestuft, in 
Deutschland ist die Art in 
manchen Regionen schon
nicht mehr aufzufinden.

Der omnivore Sechs-
beiner mit dem gedrun-
genen Körper fühlt sich
auf Trockenrasen, Ma-
gerwiesen und Böschun-
gen wohl. Ab Mai kann 
man das tagaktive Insekt
hierzulande als eine von 
rund 140 Heuschrecken-
arten beobachten. Im
Herbst verstauen die 
Weibchen mit ihrer lan-
gen Legeröhre hunderte
Eier im Erdboden, die 
Jungtiere schlüpfen teils 
erst sieben Jahre später. 

Höhere Temperaturen durch die Erd-
erwärmung dürften den Warzenbeißer
nicht stören, die intensivierte Landwirt-
schaft und der Wegfall natürlicher Korri-
dore umso mehr. Dass man auch im Win-
ter auf den Warzenbeißer aufmerksam 
macht, ist also wichtig. Er hat nicht nur 
einen bemerkenswerten Namen und 
muss sich nicht hinter Pillendreher und 
Ohrwürmern verstecken: Als frisch ge-
kürter Botschafter soll er andas Insekten-
sterben erinnern. Die Biodiversitätskrise
gefährdet unsere Nahrungsversorgung 
und unsere Umgebung – und damit auch
unsere Existenz. 

Bedrohter 
Springer mit 

viel Biss

Der Warzenbeißer, eine 
Heuschrecke, ist das 

„Insekt des Jahres 2026“. 
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Julia Sica

Wir brauchen keine Angst vor Genen 

Putins blaues Sprachrohr

B
rüssel will Krieg! Wir müssen dafür sorgen, dass es nicht 
dazu kommt.“ Das ist kein Zitat des russischen Präsiden-
ten Wladimir Putin. Mit diesem Satz leitet die FPÖ-Poli-

tikerin Susanne Fürst einen Tweet auf der Plattform X ein. Die-
ser dient dazu, ein Video zur Lage rund um den von Russland 
begonnenen Eroberungskrieg gegen die Ukraine und die ak-
tuellen Bemühungen um Frieden zu verbreiten. 

Ihre Version: Es zeige sich, „mit welcher unglaublichen Ge-
wissen- und Skrupellosigkeit uns die EU in einen Krieg gegen
Russland ziehen möchte und wie wenig sie an einem echten
Frieden interessiert sind“. Sie zielt auf Kommissionschefin 
Ursula von der Leyen und „viele europäische Vertreter“ ab.

Man könnte das als sektenhafte Verschwörungstheorie
 abtun, in sozialen Medien täglich tausendfach gepostet. Aber
Fürst ist nicht irgendwer. Sie ist außenpolitische Sprecherin 
einer Partei, die innenpolitisch auf totale Polarisierung und
fundamentale EU-Ablehnung setzt. Die Ukraine ist ihr ziem-
lich egal. 

Zum brutalen Vorgehen des Kriegsherrn Wladimir Putin 
sagt sie wenig. Kein Zufall: Dahinter steckt das Populismus-
design von FPÖ-Strategen. Fast alle Funktionäre reden inzwi-
schen so, nennen die EU einen „Kriegstreiber“. Das ist eine ab-
surde Verdrehung zeitgeschichtlicher Fakten, vielfach nach -
geplappert. Fürst sollte das Rätsel auflösen, mit welchen Trup-
pen von der Leyen in den Krieg ziehen will. Es gibt nämlich
keine EU-Armee!

Der russische Präsident hat seine Freude daran, wenn 
 derartiger Unsinn und Kreml-Propaganda Europa spalten. 
Wie sagte der Kriegsführer im Kreml dieser Tage? Er wolle 
 keinen Krieg. Aber wenn die Europäer das wollten, dann sei 
Russland dazu bereit. 

Man könnte fast glauben, die Abgeordnete Fürst will Kreml-
Sprecher Dmitri Peskow Konkurrenz machen. 

Sonst ist Europa bankrott

S
eit fast vier Jahren wird in Europa darüber diskutiert, was
mit den russischen Vermögenswerten geschehen soll, die 
nach dem Überfall auf die Ukraine im Februar 2022 im

Westen eingefroren wurden. Dass dieses Geld, von dem
210 Milliarden Euro in der EU liegen, der Ukraine als Repara-
tion für die horrenden Kriegsschäden zusteht, ist schon lange 
Konsens. Aber wie sich das technisch, rechtlich und politisch
bewerkstelligen lässt, bleibt umstritten. 

Doch die Zeit zum Diskutieren ist abgelaufen. Der Ukraine 
geht das Geld aus, die USA zahlen nicht mehr, und es liegt an
den Europäern, das schwer leidende Land finanziell über Was-
ser zu halten. Das ist umso notwendiger, als es die EU in die-
sen Jahren nicht geschafft hat, Kyjiw die militärischen Mittel
in die Hand zu geben, die es benötigt, um seine Städte vor den 
ständigen russischen Angriffen zu schützen und diese auf dem 
Schlachtfeld abzuwehren. Die finanzielle Rettung ist das Min-
deste, was die reiche EU in dieser Situation leisten kann.

N
un ist das Thema verzwickt. Eine direkte Enteignung 
wäre rechtswidrig und wurde stets ausgeschlossen. Die 
Zinserträge, die seit dem vergangenen Jahr an Kyjiw 

fließen, geben zu wenig her. Deshalb wird schon lange an einer 
Kreditkonstruktion gefeilt, die als Vorschuss für zukünftige 
russische Reparationszahlungen dienen kann. 

Aber Belgien, wo der Großteil der Gelder liegt, sträubt sich
gegen jede Lösung, die dem Land ein finanzielles Risiko auf-
bürdet. Die anderen EU-Staaten scheuen angesichts knapper 
Kassen vor allzu großzügigen Garantien zurück. Und der recht-
liche Rahmen steht auf wackeligen Beinen, da die EU-Sank-
tionen gegen Moskau alle sechs Monate einstimmig verlän-
gert werden müssen. Das gibt Ungarns Premier Viktor Orbán 
ständige Gelegenheiten, die EU-Partner zu erpressen. 

Die Trump-Regierung hat die Suche nach Auswegen nicht 
erleichtert mit ihrem unverfrorenen Vorschlag, mit Teilen des 
Geldes US-Investitionen in der Ukraine zu finanzieren, deren 
Gewinne wieder in die USA fließen. Einst hätte Deutschland
tief in die Tasche gegriffen und eine weitgehende Haftung 
übernommen. Aber auch in Berlin ist der politische und finan-
zielle Spielraum für Kanzler Friedrich Merz eingeschränkt. 

So müssen die Mitgliedsstaaten einen Weg finden, die Last
und das Risiko solidarisch aufzuteilen. Das erfordert heikle Ver-
handlungen, in denen jede Regierung natürlich auch auf das
Eigeninteresse schielt. Belgien kann von den Partnern viel ver-
langen, aber darf sich am Ende nicht als Stolperstein für eine
Sache erweisen, die eine historische Notwendigkeit darstellt.

Bisher hat die Union in solchen Situationen im allerletzten
Moment ein Scheitern abgewendet und eine – oft unelegante,
aber dennoch effektive – Lösung gefunden. Das muss bis zum
nächsten EU-Gipfel in zwei Wochen erneut gelingen. Alles an-
dere wäre nicht nur der Staatsbankrott in Kyjiw, sondern auch 
die Bankrotterklärung Europas. 

FINANZIELLE RETTUNG DER UKRAINE

FPÖ UND UKRAINEKRIEG

Thomas Mayer

Eric Frey

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer mischa-office - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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Am Institut für Besserwissenschaft

�
A) Vor der Analyse

a) Beschreiben Sie, in welchen Situationen Sie 
selbst schon erlebt haben, dass Menschen 
wissenschaftlichen Informationen misstrauen 
oder stark vereinfachte Erklärungen bevor-
zugen.

b)	 Analysieren Sie, welche Rolle für Sie persön-
lich vertrauenswürdige Informationen spielen, 
wenn Sie sich zu wissenschaftlichen Themen 
wie Gentechnik, Medizin oder Klimaforschung 
eine Meinung bilden. Erläutern Sie in diesem 
Zusammenhang auch, aus welchen Quellen Sie
solche Informationen üblicherweise beziehen.

/
B) Karikaturenanalyse

a) Betrachten Sie die Karikatur aufmerksam.

b) Stellen Sie dar, welche Personen, Gegenstände 
und Textelemente in der Karikatur abgebildet 
sind und welche Wirkung sie erzeugen. 

c) Arbeiten Sie heraus, welche Symbole 
verwendet werden und welche Vorstellungen 
von Wissenschaft und Wissenschaftsskepsis 
damit angesprochen werden.

d) Analysieren Sie, wie die Karikatur die Reak-
tionen der beiden Figuren auf neue wissen-
schaftliche Entwicklungen darstellt und wie 
dadurch bestimmte Haltungen vermittelt 
werden.

e) Untersuchen Sie, welche Formen von 
Verschwörungsdenken oder Fehlinformation 
die Karikatur thematisiert und in welcher Weise 
dies kritisch kommentiert wird.

ÿ
C) Weiterführende Aufgaben

a) Recherchieren Sie mindestens zwei aktuelle 
Studien, Umfragen oder Medienberichte zum 
Thema „Vertrauen in die Wissenschaft“. Stellen 
Sie dar, wie die Österreicherinnen und Öster-
reicher laut diesen Quellen zur Wissenschaft 
stehen.

b) Analysieren Sie auf Grundlage Ihrer Recherche, 
welche Faktoren Vertrauen in wissenschaftliche 
Erkenntnisse stärken oder schwächen können 
(z. B. persönliche Erfahrungen, soziale Medien 
etc.).

c) Entwickeln Sie konkrete Vorschläge, wie 
Wissenschaftsskepsis in der Gesellschaft redu-
ziert werden könnte.


